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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hat am 29„ November

1967 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter S c h m i t t‚
Bundesrichter ‚M ü l l e r,
Bundessozialrichter Dr„ K a i s e r und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt;

Das Urteil des Landessozialgeriohts Rheinland—Pfalz
vom

50 Dezember 4962 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Die Beteiligten streiten darüber‚ in welcher Weise Zeiten

eines auf politische Verfolgung zurückzuführenden Auslands—

aufenthalts bei der Berechnung der Versichertenrente zu be—

werten sind„

Die Klägerin hatte von 1914 bis 1920 als Schuhfabrikarbeite—

rin 276 Wochenbeiträge zur deutschen Invalidenversicherung

entrichteto Im November 1955 mußte sie? weil ihr Ehemann vom

Nationalsozialismus verfolgt wurde, Deutschland verlassenoßie

lebte zunächst im Elsaß und leistete dort bis 1940 Pflicht—

beiträge zur französischen Sozialversicherungc Im Dezember

1940 wurde sie in den unbesetzten Teil Frankreichs "abge-

sch0ben"° Am 5„ April 1946 kehrte sie nach Zweibrücken zurück„

Durch Bescheid
vom 50 Mai 1960 gewährte die beklagte Landes—

versicherungsanstalt der Klägerin Rente wegen Berufsunfähig»

keit vom 1„ Januar 1958 ano Der Rentenberechnung legte sie

zunächst nur die 276 Beitragswochon aus der Zeit bis 1920

und eine Ausfallzeitenpauschale von sieben Monaten zugrundeo

Nachdem der französische Versicherungsträger der Klägerin

die Alterspension bewilligt hatte unter Zuerkennung der an—
teiligen Leistung nach Art° 15 des Allgemeinen Abkommens

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich über

die Soziale Sicherheit vom 10„ Juli 1950/1800kt0ber 1951,
stellte die Beklagte durch Bescheide vom 200 März 1962 die

deutschen Leistungen nach diesem Abkommen und den Verord-

nungen Nro 5 und 4 der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

über die Soziale $icherheit der Wanderarbeitnehmer neu festo

Dabei rechnete sie neben den bereits früher berücksichtigten

Beitrags— und Ausfallzeiten die Zeiten vom 10 Oktober bis

51„ Dezember 1959 und vom 1„ Juli 1940 bis 50 April 1946

— insgesamt 75 Monate _ als Ersatzzeiten 1030 des 5 1251
Abs„ 1 Nr„ 4 der Reichsversicherungsordnung (RVG) _ Ver—
folgungszeiten — ano Danach ergab sich eine Rente von monat—

lich 48,50 DMO

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

Mit der hiergegen erhobenen Klage erstrebt die Klägerin

eine Erhöhung ihrer Rente mit der Begründung? für die

75 Monate Ersatzzeiten hätten Steigerungsbeträge entspre—

chend den Versicherüngsbeiträgen der Jahre 1954 bis 4940

— in diesem Zeitraum habe sie die höchsten Beiträge ent—

richtet — angesetzt werden müssen (55 59 4 des Gesetzes
über die Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus

in der Sozialversicherung — VerfolgtenG — vom 220 August

1949}° Demgegenüber hat die Beklagte ausgeführtz Ersatz—

zeiten seien seit dem Inkrafttreten des Arbeiterrenten-

versicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) nur noch als

Versicherungsjahre zu berücksichtigen„ Die entgegenstehenden

Vorschriften des VerfolgtenG seien aufgehoben° @ 4 VerfolgtenG

sei nur noch mit seinem Abs„ 5 anzuwenden9 nämlich dann9

wenn ein Versicherter während der Verfolgung in einem ver-

sicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis gestanden habe und

festgestellt sei? daß er ohne Verfolgungsmaßnahmén höhere
Beiträge entrichtet hätteo Ein solcher Sachverhalt liege

bei der Klägerin nicht vor° " '

Die Klage ist in den Vorinstanzen ohne Erfolg gebliebene

Das Landessozialgericht (LSG) hat in seinem Urteil vom

50 Dezember 4962 ausgeführt; GemäßArt„ 5 5 2 ArVNG seien
mit dem Inkrafttreten der Rentenversicherungs-Neuregelunge-

gesetze von 1957 die Vorschriften der 55 5‚ 4 VerfolgtenG
über die Gewährung von Steigerungsbeträgen für die als
Ersatzzciten anzurechnenden Zeiten des Auslandsaufenthalts
außer Kraft getreten„ Der Klägerin könnten deshalb die Zei—

ten ihres Auslandsaufenthalts gemäß 5 1254 Abs() 4 Nro 4 RVO
lediglich als — sich nach 5 1258 RVG über die Anzahl der
anrechnungsfähigenvVersicherungsjahre rentensteigernd aus—
wirkende — Ersatzzeiten angerechnet werden„ — Das LSG hat

die Revision zugelasseng
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Die Klägerin hat das Rechtsmittel eingelegto Sie beantragt9

unter teilweiser Aufhebung des Urteils

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz

vom 50 Dezember 4962 nach dem Klageantrag

zu erkennen° : V '

Die Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten verbleiben bei den von ihnen in den Vor_

instanzen vertretenen Rechtsauffassungen° Sie haben sich

mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch

.Urteil einverstanden erklärt (% 424 Abs° 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes —SGG—)°

Die Revision der Klägerin ist zulässig und begründet°

Das nach 5 462 Abs„ 4 Nr„ 4 SGG statthafte Rechtsmittel ist

allerdings nicht‚ wie @464 Absn 4 Satz 4 SGGes vorschreibt9
binnen eines Monats nach Zustellung des angefochtenen Ur—

teils eingelegt worden„ Die Klägerin hat jedoch Anspruch

auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stande weil sie ohne

Verschulden verhindert war? die Revisionsfrist und die

Revisionsbegründungsfrist einzuhalten (5 67 SGG)° Das Hinder—

nis bestand darin9 daß ihre ungünstigen Einkommens— und

Vermögensverhältnisse es ihr nicht gestatteten9 auf eigene

Kosten einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten mit der

Einlegung der Revision zu beauftragen; das Hindernis war

erst mit der Zustellung des Beschlusses vom 28„ Februar 4964?

durch den der jetzige Prozeßbevollmächtigte der Klägerin

im Armenrecht beigeordnet wurde? behoben° Die Klägerin hat

innerhalb der Monatsfrist des 5 67 Abs„ 2 SGG den Antrag

auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gestellt und die

versäumten Rechtshandlungen — die Einlegung der Revision

gleichzeitig‚ deren Begründung innerhalb der vom Vorsitzenden„
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des Senats gemäß 5 464 Abs„ 4 Satz 2 SGGverlängerten Frist —
rechtzeitig nachgeholt° Die Uiedereinsetzung in den Vorigen

Stand hat zur Folge? daß die angeführten gesetzlichen Ver-

fahrensfristen als gewahrt gelten und die Revision somit zu—

lässig ist„

Die Revision führt zur Zurückverweisung des Rechtsstreits

an die Vorinstanz?

Das Begehren der Klägerin auf Erhöhung ihrer Rente läßt

sich allerdings nicht? wie sie meint? aus % 4 Abs„ 4 und 5
VerfolgtenG rechtfertigen„ Diese Vorschriften sind? wie

bereits mehrere Senate des Bundessozialgerichts (BSG) inso—

weit übereinstimmend entschieden haben? durch Art„ 5 5 2 ArVNG
außer Kraft gesetzt werden und können deshalb auf Versiche—

rungsfälle aus der Zeit nach 4956 — um einen solchen Fall

handelt es sich in dem vorliegenden Rechtsstreit — nicht

mehr angewandt werden (vgl„ SozR Nrn° 8799 44 und 42 zu_
VerfolgtenG Allgo; 4 RJ 547/65 vom 500 August 4967}o An
dieser Rechtsprechung hält der erkennende Senat nach aber—

maliger Prüfung der Rechtslage fest° Ihr steht die von der

Bundesrepublik im Vertrag zur Regelung aus Krieg und Be-

satzung entstandener Fragen vom 260 Mai 4952 —
Überleitungs—

ver rag — idF der Bekanntmachung Vom 500 März 4955‚ Vierter

Teil Abs° 4 und Abs° 2 Buchsto a (BGBl 4955 II 504‚ 405„ 454)

übernommene9 durch Zustimmungsgesetz vom 240 März 4955

(BGBl II 245) bestätigte Verpflichtung zur angemessenen
Entschädigung der Opfer der nationalsozialistischen Ver—
folgung nicht entgegen (vgl„ hierzu LSG Nordrhein—Westfalen

in RZW 49665 450)„ Dieser Verpflichtung wird dadurch Genüge

getan9 daß 5 4 Abs; 4 und 5 VerfolgtenG‚ wie das BSG in
mehreren Entscheidungen (SozR Nrn„ 44 und 42 zu VerfolgtenG

Allgo SOWi€ 4 RJ 547/65) aus dem dem VerfolgtenG innewohnenden
Wiedergutmachungsgrundsatz gefolgert hat? sinngemäß weiter
anzuwenden ist° Auf dem in diesen Entscheidungen aufgezeigten
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Wege läßt sich ein durch die Berechnungsweise des neuen

Rechts nicht gedeckter Schaden des Verfolgten auf dem Gebiet

der Rentenversicherungen ausgleicheno Die unbedingte Anrech—

nung bestimmter Steigerungsbeträge für Verfolgungszeiten —
nach den Sätzen der vierten Beitragsklasse oder der Gehalts—

klasse D (% 4 Abs„ 5 VerfolgtenG) — ist? wenn der Verfolgte

entsprechende Arbeitsentgelte nicht erreicht hatte und auch

ohne die Verfolgung nicht erreicht haben würde‘) nicht gee
rechtfertigt; sie würde über die übernommene Verpflichtung

zur B n t s c h a d i g u n g der Opfer der nationalsoziali—

stischen Verfolgung hinausgehen° Eine volle Entschädigung

aber ist der Klägerin durch die Weitergeltung des 5 4 Abs° 4

VerfolgtenG gewährleisteto

Der Senat vermag sich nicht von der Berechtigung der im

ächrifttum gegen die Rechtsprechung zur Weitergeltung des

5 4 Abs„ 4 VerfolgtenG vereinzelt zu verzeichnenden Kritik

zu überzeugen (vgl„ Brackmannv Handbuch der Sozialversiche—

rung‚ Band III? SU 702 d VII - insoweit ohne Begründung —
und darauf Bezug nehmend Krasney? RzW 49679 484 ff)„ Krasney

verkennta daß die Regelung des 5 4 Abs, 4 VerfolgtenG _ '
Berücksichtigung eines voraussichtlich erzielten Arbeitsent»

gelte — nur aus der Besonderheit und Eigenständigkeit des

Verfolgtenrechts zu erklären ist„ Auf dieses Sonderrechts«

gebiet erstreckt sich die Aufhebungswirkung des Art„ 5 5 2

ArVNG nicht„ Im übrigen erheischt die allseits anerkannte

Neitergeltung des % 4 Abs° 5 auch die weitere — sinngemäße «
Anwendung des 5 4 Abs„ 4 VerfolgtenG9 wenn die gesetzliche

Regelung nicht unerträglich widerspruchsvoll sein soll

{verglo Rauschenbach, DAngVers 4967‚ 277)0‚

Für die Klägerin kann sich aus 5 4 Abs„ 4 VerfolgtenG eine
höhere als die ihr von der Beklagten zugebilligte Rente

ergeben„ Da das angefochtene Urteil indes nicht die für

die Entscheidung des Rechtsstreits erforderlichen tat—

sächlichen Feststellungen enthält7 vermag der Senat in der
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Sache selbst nicht zu entscheiden„ Das Berufungsurteil

muß deshalb aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werden (S 170 Abs„ 2 SGG)„„ '

Über die Kosten des Revisionsverfahrens wird das LSG in

seinem abschließenden Urteil mit zu befinden haben°
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